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Das „Gesetz zur Beschleunigung der Entfernung von  
verfassungsfeindlichen Soldatinnen und Soldaten aus 
der Bundeswehr sowie zur Änderung weiterer soldaten-
rechtlicher Vorschriften“ – effektive Stärkung der wehr-
haften Demokratie im öffentlichen Dienstrecht?

Dr. Christian Soll*

Um verfassungsfeindliche Soldatinnen und Soldaten in Zukunft 
effektiver per Verwaltungsakt aus der Bundeswehr ausschlie-
ßen zu können, sind zum Ende des Jahres 2023 verschiedent­
liche Änderungen des Soldatengesetzes und anderer soldaten-
rechtlicher Vorschriften in Kraft getreten. Der vorliegende 
Beitrag stellt diese Änderungen in Kontrast zu den bereits zu-
vor bestehenden Reaktionsmöglichkeiten und versucht eine 
Einordnung der Gesetzesreform im Hinblick auf mögliches 
weiteres Verbesserungspotenzial.

I. Einleitung

Die Diskussion über den Umgang mit Soldatinnen und Solda-
ten 1 der Bundeswehr, die extremistische beziehungsweise ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen verfolgen, hat nicht erst durch 
den medial und politisch rege diskutierten Fall des Oberleut-
nants Franco A. 2 an neuer Intensität gewonnen. 3 Bezugneh-
mend auf entsprechende Vereinbarungen im Koalitionsvertrag 4 
ist durch Gesetz vom 20.  Dezember 2023 das „Gesetz zur 
Beschleunigung der Entfernung von verfassungsfeindlichen 
Soldatinnen und Soldaten aus der Bundeswehr sowie zur Än-
derung weiterer soldatenrechtlicher Vorschriften“ 5 in Kraft ge-
treten, mit dessen Hilfe der Handlungsspielraum der Bundes-
wehrverwaltung im Bereich der Entlassung insbesondere von 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit erheblich erweitert wird. 
Es stellt damit neben dem „Gesetz zur Beschleunigung von 
Disziplinarverfahren in der Bundesverwaltung und zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften“, der Änderungen 

im Disziplinarverfahren der Bundesbeamten zum Gegenstand 
hat, 6 eine zweite Säule in Bezug auf Änderungen des öffentli-
chen Dienstrechts dar. 7 Die nunmehrigen Gesetzesänderungen 
sollen zum Ausgangspunkt einer Darstellung der neuen Reak
tionsmöglichkeiten insbesondere im Vergleich zur bis zum Jah-
resende 2023 geltenden Gesetzeslage gemacht werden und be-
stehende Optimierungsmöglichkeiten aufgezeigt werden.

II. Möglichkeiten der Entlassung vor Inkrafttreten 
der Änderungen

Rechtsgrundlagen für die Begründung, Umwandlung und Be-
endigung der Dienstverhältnisse von Soldaten 8 finden sich im 
Soldatengesetz (SG). Maßgebliche Regelungsgrundlagen für 
die Beendigungstatbestände des Dienstverhältnisses eines Sol-
daten finden sich in den §§ 43 ff. SG. Seiner Systematik nach 
stellt der Gesetzestext zunächst Beendigungstatbestände für 
Berufssoldaten 9 (§§ 43 bis 53 SG) heraus, diese Vorschriften 
finden durch Verweisung weitgehende Anwendung für Solda-
ten auf Zeit 10 (§§ 54 bis 57 SG) und teilweise Anwendung für 
freiwillig Wehrdienstleistende 11 nach § 58b SG (§§ 58h, 75, 76 
SG). Neben selbsterklärenden Beendigungstatbeständen wie 
dem Erreichen von Altersgrenzen oder Entlassungen auf An-
trag werden den zuständigen Stellen Möglichkeiten eingeräumt, 
Angehörige der Streitkräfte für Fehlverhalten vor oder wäh-
rend ihres Dienstes zwangsweise aus den Diensten zu entlas-
sen. Soweit ein strafbares Fehlverhalten eines Soldaten vorliegt 
oder ein sonstiges, welches aufgrund seiner Art und Schwere 
eine Gefährdung der militärischen Ordnung oder des Ansehens 
der Bundeswehr in der Gesellschaft darstellt, waren bereits 
nach alter Rechtslage je nach den Umständen des Einzelfalls 
drei Varianten vorstellbar:

1. Verlust der Rechtsstellung infolge bestimmter 
strafrechtlicher Verurteilungen

Bereits ohne Notwendigkeit eines entsprechenden Verwaltungs-
akts verlor (und verliert) ein Berufssoldat von Gesetzes wegen 
seine Rechtsstellung, wenn er durch ein deutsches Gericht zu 
einer der in § 38 SG bezeichneten Strafen, Maßregeln oder Ne-
benfolgen verurteilt wird (§ 48 S. 1 Nr. 1 i. V. m. § 38 SG). 
Hierzu gehören neben Verurteilungen wegen eines Verbrechens 
zu einer Freiheitsstrafe von über einem Jahr auch solche wegen 
einem der in der Vorschrift besonders aufgeführten Delikte 
(Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren 
Sicherheit), wobei in diesen Fällen die konkrete Strafhöhe in-
sofern irrelevant ist, als dass die Verurteilung zu einer Frei-
heitsstrafe ausreichend ist. Auch in Konstellationen, in welchen 
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